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Bildungs-, Kultur- und Sportdirektion 

Amt für Berufsbildung und Berufsberatung 

Kanton Basel-Landschaft 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Vernehmlassung Landratsvorlage  
Staatsvertrag über die gegenseitige Abgeltung der Kosten für die nichtakademischen Ausbildungen im Gesundheitswesen der Kantone Basel-
Landschaft und Basel-Stadt (Vertrag Gesundheitsberufe)  
 

 Vernehmlassung 
von 

Stellungnahme / Argumente Überlegungen Vorschlag 

1.  Verband Basel-
landschaftlicher 
Gemeinden 
(VBLG) 

Verzicht auf Vernehmlassung 
Gemeinden sind nicht vom Staatsvertrag be-
troffen, daher verzichtet der Verband und alle 
anderen Gemeinden auf eine Vernehmlassung 

  

2.  Schweizerischer 
Berufsverband 
der Pflegefach-
frauen und Pfle-
gefachmänner, 
Sektion beider 
Basel (SBK) 
 
 
Handelskammer 
beider Basel 
 
 
 

Unterstützt die Vorlage vollumfänglich 
Der Verband begrüsst die Aufgabenteilung der 
beiden Kantone sehr. Langfristig werde da-
durch ein qualitativ hohes Niveau in unserer 
Region erreicht. 
Erachtet das Finanzierungssystem als sinnvoll, 
insbesondere deshalb, weil damit langfristig 
Kosten gespart werden können. 
 
Vorbildliche Lösung der Arbeitsteilung zwi-
schen den beiden Kantonen. Das Finanzie-
rungsmodell ist Voraussetzung, um diese Auf-
gabenteilung kohärent umzusetzen.  
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CVP 
 
 
 
 
JPM 
 
 
SP 
 
 
 
 
Grüne 
 
 
OdA 
(Organisation der 
Arbeitswelt Ge-
sundheit beider 
Basel) 
 
 
 
 
VSD 
 
FDP 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Unterstützt die Vorlage 
Das Prinzip der Zusammenarbeit und den Ab-
rechnungsmodus der ’Vollkostenabgeltung’ 
wird befürwortet. 
 
Die Vorlage wird als sachgerecht und fair be-
zeichnet. 
 
Die SP begrüsst die enge Zusammenarbeit im 
Bereich Gesundheitsberufe zwischen den Kan-
tonen BL und BS. Sie bewertet die Vorlage als 
vorbildlich. 
 
Unterstützt die Vorlage vollumfänglich. Es gäbe 
keine Alternative dazu. 
 
Die OdA Gesundheit beider Basel befürwortet 
grundsätzlich die Vernehmlassungsvorlage. 
Sie begrüsst die vollzogene Realteilung der 
Ausbildungsaufgaben in beiden Kantonen. Die 
Grundsätze der gegenseitigen Abgeltungen 
sowie die Leistungsvereinbarung auf der Basis 
der Vollkosten erachtet sie als nachvollziehbar 
und sinnvoll. 
 
Unterstützt die Vorlage vollumfänglich. 
 
Unterstützt das Prinzip, beurteilt den 
Staatsvertrag als zu global. 
Delegation von politisch bedeutsamen Aspek-
ten in den Leistungsauftrag und deren Ab-
schluss und Änderungen durch die Regierung 
erachtet die FDP als unzulässig. Die FDP ver-
langt Neuverhandlungen des Staatsvertrages. 
 
Beispiele: 
§ 1 Satz 2: Die Einzelheiten des Verfahrens 
werden in einer separaten Leistungsvereinba-
rung geregelt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Das Prinzip wird politisch im §3 geregelt. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 
 
 
 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 
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SVP 
 
 
 
 

 
 
§ 2: Es ist nicht mit aller Deutlichkeit geregelt, 
dass die Kantone die formalen Aspekte alleinig 
nach dem Recht des Standortkantons regeln. 
 
 
 
 
§ 3 Sätze 3 und 4: Die Regierungen handeln 
die Pauschalbeträge aus und passen sie innert 
einer bestimmten Frist an. Was passiert, wenn 
sich die Kantone nicht einigen können? 
 
Der Vertrag ist unvollständig, weil kein Einsitz-
nahme im Aufsichtgremium geregelt ist. 
 
Ablehnung der Vorlage 
Die SVP anerkennt die langfristige Kostenre-
duktion. Sieht aber ein Ungleichgewicht in der 
Kostenverteilung zwischen beiden Kantonen zu 
ungunsten des Kantons Basel-Landschaft. 
 

 
 
Bei einer klaren Aufgabenteilung ist dies 
selbstredend. Dies wäre bei einer bikantona-
len Trägerschaft klarer zu nennen. Zudem 
wird dies aber im Leistungsauftrag nochmals 
verdeutlicht. Könnte aber im Staatsvertrag 
angefügt werden. 
 
§ 10 regelt dies mit einem Schiedsgericht. 
 
 
 
 
Die finanzielle Aufsicht ist in § 8 geregelt. Im 
Weiteren ist die Einsitznahme in die Schulrä-
te im Leistungsauftrag geregelt. 
 
Die bisherigen Diplomausbildungen werden 
alle neu  in einer Höheren Fachschule von 
Basel-Stadt angeboten. Die Ausbildungskos-
ten für dieses Ausbildungsangebot sind höher 
als die Ausbildungen auf Sekundarstufe II, die 
vom Kanton Basel-Landschaft angeboten 
werden. Der stipendienrechtliche Wohnsitz 
ist entscheidend für Zahlungen auf Tertiärstu-
fe. Die Verteilung sieht wie folgt aus; BL 50%, 
BS 25% andere Kantone oder Ausland 25%. 
Der Vertrag wurde aufgrund der von beiden 
Regierungen verabschiedeten Standards 
ausgehandelt. 
Würde die Aufgabe von BS nicht übernom-
men, müssten wir eine eigene Höhere Fach-
schule aufbauen, die dem Kanton BL Mehr-
kosten verursachen würde (gesetzlicher Auf-
trag zur Versorgungssicherheit im Gesund-
heitswesen). 
 
 

 
 
In die Vorlage über-
nehmen 
 
 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 
 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 
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3.  CVP 
Gemeinde Thür-
nen 

Vollkostenabrechnungen mit anderen 
Kantonen 
Unerlässlich erachtet die CVP zukünftig die 
Vollkosten auch mit den anderen Kantonen 
einzuführen, die im regionalen Schulabkom-
men integriert sind. 
 

 
 
Diese Überlegungen werden mit der neuen 
Subventionierung durch den Bund mittels 
Kopfpauschalen im Rahmen des neuen Be-
rufsbildungsgesetztes gemacht. Geplant ist, 
ab 2008 eine Änderung der Finanzierung in-
nerhalb der regionalen Schulabkommen ein-
zuführen. 
 

 
 
Nicht in die Vorlage 
übernehmen 

4.  Bau und Umwelt-
schutzdirektion 
(BUD) 

Raumsituation 
Einmietungen in den Räumlichkeiten des 
Spenglerareals wären aus Gründen der Raum-
optimierung sehr sinnvoll. Ein Hinweis auf die 
diesbezügliche Situation in der Landratsvorlage 
wäre sinnvoll. 
 
 
Die Zahlen in der Vorlage gehen von einer 
Raumreserve von 35 % aus. Daher wäre eine 
Beteiligung des Kantons BS sinnvoll. 
 
 
 
 
 
 
 
Um alle Mietkosten transparent zu machen, 
müsste im Anhang V auch die Diplomausbil-
dung während des Übergangsjahrs aufgeführt 
werden oder zumindest ein Hinweis als Fuss-
note darstellen. 
 
 
 
 
 
 

 
Der Kanton Basel-Stadt ist in der Planung 
seiner neuen Schule in Verhandlungen mit 
der Firma Spengler. Eine Einmischung in 
diesen Prozess wäre von unserer Seite nicht 
angebracht und könnte die Verhandlungen 
negativ beeinflussen. 
 
Die Zahlen in der Vorlage sind sehr vorsichtig 
kalkuliert. Prognosen sind zudem bei der 
Lehrlingsausbildung unsicher. Im Weiteren ist 
die Nachholbildung nicht im Zahlengerüst auf-
genommen worden. Die aktuelle Situation 
zeigt einen grossen Bedarf. Ab 2006 wird die 
Vorlehre Gesundheit zusätzlich in München-
stein angeboten und ab 2007 die Vollzeitma-
tura Gesundheit und Soziales. 
 
Wäre zur Transparenz sinnvoll. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 
 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Fussnote im Anhang 5 
einfügen 
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5.  BUD Klassenstunden 
Unterschiedliche Klassenstunden sollten ge-
nauer präzisiert werden. 
 
 

 
Es ist richtig, dass Unterschiede zwischen 
der Tertiärstufe und der Sekundarstufe be-
stehen. Dies zu präzisieren wäre zum jetzi-
gen Zeitpunkt nicht möglich, weil auf der Ter-
tiärstufe unterschiedliche Klassenstunden 
vorgegeben sind. Dieser Faktor ist zurzeit nur 
teilweise relevant, weil noch keine Pflichtlekti-
onen eingeführt wurden. Ab 2007 wird dies 
der Fall sein und die Klassenstunden werden 
einheitlich geregelt sein. 
 

 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 

6.  BUD 
 
 
 
CVP 

Inkraftsetzung 
Das Datum soll klar bereits in § 9 genannt wer-
den. 
 
Stellt sich die Frage, ob ein Abkommen mit 
dieser Tragweite in diesem Jahr in Kraft ge-
setzt werden kann. 

 
Indirekt wird dies gemacht. Formal ist aber 
die Regierung zuständig. 
 
Kosten wurden budgetiert. 

 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 

7.  Privatschule Be-
thesda und Clara 

Umstellung auf Gegenwartszahlung 
Die Umstellung auf die Gegenwartszahlung 
würde bedeuten, dass der Kanton BL den bei-
den Privatschulen rund zusätzliche 1.8 Mio., 
gemäss gekündigtem aber dieses Jahr noch 
gültigen Vertrag, überweisen müsste. 
Aus buchhalterischen Gründen sei es nicht 
möglich, den gänzlichen Verzicht anzubieten. 
Die Leistungen gemäss vertraglicher Vereinba-
rung sind erbracht worden und damit sei auch 
die Zahlung in einer zu diskutierenden Form 
fällig. Von den privaten Anbietern wird die Prob-
lematik der Mehrkosten des Kantons Basel-
Landschaft erkannt. Es sei auch im Interesse 
der privaten Schulen, dass der Staatsvertrag 
im Landrat verabschiedet wird. 
Als Vorschlag zur finanziellen Entlastung im 
Übergang, soll die Schuld für die Periode 2004 
über 3 Jahre abzugelten sein bei einer Verzin-
sung der Restschuld. 

 
Auf diesen Vorschlag kann eingegangen wer-
den. Die rund Fr. 620 000.-- wurden im Bud-
get 2006 berücksichtigt. 

 
Im Kapitel 5 muss 
unter § 7 diese Situa-
tion erläutert werden 
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8.  ODA 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
SP 

Bedarfsabklärung 
Die OdA Gesundheit unterstützt die geplante 
Bedarfsabklärung. Macht darauf aufmerksam, 
dass dies in Zukunft eine Aufgabe der Sanitäts-
direktion sei, die der OdA delegiert werden soll. 
Die OdA ist besorgt, ob zukünftig genügend 
qualifiziertes Personal zur Verfügung steht. Mit 
dem Systemwechsel werden vermehrt auch 
Kosten auf die Betriebe umgewälzt. 
 
Die SP regt an, die Bedarfsabklärung durch die 
Sanitätsdirektionen durchführen zu lassen. 
 

 
Ist unbestritten. Ist aber nicht Gegenstand der 
Vorlage. Die OdA macht auch darauf auf-
merksam, mit den Kantonen diese Fragen 
direkt zu besprechen.  
 
 
 
 
 
 
siehe oben 

 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 
 
 
 
 
 
 
 
Nicht in die Vorlage 
aufnehmen 
 

9.  Rechtsdienst Der Rechtsdienst mach auf zwei Schreibfehler 
aufmerksam: 
 
§ 1 Satz 2. Das Wort „einer“ ist ersatzlos zu 
streichen, weil es zwei Leistungsvereinbarun-
gen sind. 
 
§ 5 Im Titel muss von Kostenbeiträgen nicht 
von Kostenbeträgen die Rede sein. 
 
Im Weiteren macht der Rechtsdienst noch im 
Leistungsauftrag auf einen Schreibfehler auf-
merksam. 
 
Die restlichen Erläuterungen bestätigen, dass 
die Leistungsaufträge nicht durch den Landrat 
verabschiedet werden müssen. 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Damit wird bestätigt, dass der Regierungsrat 
die im Leistungsauftrag geregelten Punkte 
entscheiden kann und soll. 

 
 
 
In die Vorlage über-
nehmen 
 
 
In die Vorlage über-
nehmen 
 
 

 


